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I.   Häusliche Gewalt: 

 
 
      1.  Begriffsbestimmung 
 
Der Begriff häusliche Gewalt umfasst alle Formen der physischen, sexuellen, sozialen und 
emotionalen Gewalt zwischen Partner einer Lebensgemeinschaft. Etwa 25% der weiblichen 
Bevölkerung ist von häuslicher Gewalt betroffenTäter versuchen nicht selten, über die 
kindschaftsrechtlichen Verfahren das Gewaltverhältnis fortzusetzen. 
 
      2.  Kontaktaufnahme der BSA mit der Familie 

 
Die BSA nimmt Kontakt mit der betroffenen Familie auf und führt nach Möglichkeit einen 
Hausbesuch mit Anhörung des Kindes durch. Dabei ist die Sensibilisierung für alle Formen von 
Gewalt ein wichtiger Aspekt präventiven Kinderschutzes. Manchmal schieben die Eltern aus 
Scham oder Angst einen anderen Trennungsgrund vor. Bei den Kindern bestehen häufig 
psychosomatische Beschwerden und Verhaltensauffälligkeiten. Werden Gewalthandlungen 
angesprochen, kommt es häufig zu widersprüchlichen Aussagen der Eltern. Teilweise kann das 
Stattgefundenhaben von Partnergewalt durch Gespräche mit zur Tatzeit anwesenden Kindern 
aufgeklärt werden. Je nach Einsicht des Täters kann die BSA die Eltern motivieren, eine 
getrennte gewaltzentrierte Beratungsstelle wie Frauenhilfe oder Männerinformationszentrum 
aufzusuchen, wo gewaltfreie Konfliktlösungen erarbeitet werden können. Ohne Tätereinsicht wird 
mit den Eltern getrennt weitergearbeitet und der Kinderschutz gewährleistet, wofür Zeit und 
geschlechtsspezifische Unterstützungsangebote wie in München bei IMMA oder Kibs erforderlich 
sind. Im schriftlichen Bericht ans Familiengericht wird die Gewalt thematisiert, ein hohes 
Folgerisiko besteht, wenn der Täter öfter oder brutale Gewalt ausgeübt hat, aus Eifersucht oder 
Kontrolle gehandelt hat, mit der Selbst- oder Fremdtötung gedroht hat, zusätzlich ein 
Suchtproblem hat, auch zu Kindern gewalttätig war oder eine Waffe besitzt. Effektiver 
Kinderschutz setzt Kooperation aller Professionen voraus. 

 
      3.  Arbeitsansätze der geschlechtsspezifischen Beratungsstellen 



 5 

 
Das Täterprogramm in München bei MIM/MILK beabsichtigt, die Wahrnehmung von der 
Anwesenheit der Kinder zu verbessern, das Bewusstsein für Signale der Kinder zu schärfen, die 
Einfühlungsfähigkeit in das Erleben der Kinder zu fördern und eine Betroffenheit vom Kinderleid 
herzustellen. Der Vater sollte die Verantwortung für sein gewalttätiges Verhalten im 
abschließenden Gespräch mit den Kindern übernehmen und jegliche weitere Gewalt vermeiden. 
Die Mütter haben neben sichtbaren Verletzungen insbesondere psychosomatische Beschwerden 
wie eine posttraumatische Belastungsstörung. Erst müssen bei den Frauen in München bei 
Frauenhilfe/ILM Kontrollmöglichkeiten wie Dissoziationsstopp und Reorganisation erarbeitet 
werden. 
 
      4.  Interventionen im frühen Termin 

 
In Fällen häuslicher Gewalt ist der Sonderleitfaden anzuwenden und ist der Gewalttäter 
grundsätzlich nicht erziehungsgeeignet (Firsching/Schmid, Familienrecht, Rn 833). Im frühen 
Termin muss die Verfestigung das Kindeswohl gefährdender Dynamiken vermieden und das 
Zeitfenster für niederschwellige Angebote der Kinder- und Jugendhilfe offengehalten werden. 
Denn in gewaltbelasteten Familiensystemen werden Strukturen benötigt, die im Verbund mit 
Täterprogrammen  durch Herstellen von Schutz die Gewaltopfer stabilisieren. Nur die Kinder, die 
gerichtlich zum Umgang gezwungen worden waren, haben auf Dauer den Kontakt abgebrochen. 
 
 
 

II.   Folgen für die Kinder: 

 
 
 

      1.  Zusammenhänge zwischen Häuslicher Gewalt und kindlicher Entwicklung 

 
In der Hälfte der Fälle beobachtet das Kind die Gewalt. Von Kindern miterlebte Gewalt hat die 
gleichen negativen Folgen für die Entwicklung der Kinder wie direkte Kindsmisshandlung. 
Häusliche Gewalt wird aber wegen des familiären Klimas immer als kindliche Belastung erlebt. 
Es muss geprüft werden , welche Verarbeitungsmöglichkeiten der Persönlichkeit des Kindes zur 
Verfügung stehen, in welcher Weise das Kind in seiner Entwicklung beeinträchtigt wurde, wie die 
Erziehungsfähigkeit der Eltern einzuschätzen ist, welche Vorleistungen vom Täter zu erbringen 
sind und welches Unterstützungssystem zur Verhinderung weiterer Taten erforderlich ist. Das 
Kind ist vor neuerlichen Gewalterfahrungen zu schützen. 
 
      2.  Häusliche Gewalt als Ursache für Entwicklungsbelastungen 

 
Nach der Studie von Levendowsky 2002 leiden von 3-5-jährigen Kindern 80% an traumatischem 
Wiedererleben, haben 90% ein erhöhtes Erregungsniveau und zeigen 3% 
Vermeidungsreaktionen, während nach der Studie von Levendowsky 1998 von 7-12-jährigen 
Kindern 50% an traumatischem Wiedererleben leiden, 40% ein erhöhtes Erregungsniveau haben 
und 20 % Vermeidungsreaktionen zeigen. Kinder zeigen je nach Resilienz teilweise Rückzug, 
Aggressivität, emotionale Parentifizierung, Allianzbildung und Vermeidung. Aber in etwa einem 
Drittel bestehende klinisch relevante Kindesbeeinträchtigungen erfordern auch ärztliche 
Behandlung. Die schulische Entwicklung bei einer dauernden Belastung durch Häusliche Gewalt 
ist durch einen Verlust von 5 IQP geprägt. Die Weitergaberate bei Häuslicher Gewalt ist um das 
Fünffache erhöht. Dabei besteht auch ein Zusammenhang zwischen Gewaltdosis und Wirkung 
auf Angststörung, Depression und eigene Gewaltstraffälligkeit bei den Kindern. 
 
      3.  Sorge und Umgang nach Häuslicher Gewalt 
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Wenn es vor der Trennung bereits zu Partnerschaftsgewalt gekommen ist, ist die Gefahr von 
fortgesetzter und eskalierender Gewalt hoch. Es gibt starke Zusammenhänge zwischen 
Partnerschaftsgewalt und Kindsmisshandlung. Ferner gibt es solche Zusammenhänge zwischen 
Häuslicher Gewalt und Bindungstoleranzeinschränkungen (Kindler, Zwischen Kinderschutz und 
Elternrecht, DJI 2014). Nach Häuslicher Gewalt findet überwiegend eine 
Bindungsdesorganisation mit Verlust emotionaler Sicherheit gegenüber den Bindungspersonen 
statt, obwohl wenigstens eine organsierte Bindung für eine gesunde psychische Entwicklung 
bedeutend ist. Da Umgang unter belastenden Bindungen auch desorganisierend wirken kann, ist 
zeitweise bei Umgangsausschluss erstmal die Bindung zur primären Bindungsperson zu 
konsolidieren. Zu vermeiden ist aber auch generell eine Habituation der Kinder an einen 
gewalttätigen Elternteil. 
 
      4.  Häusliche Gewalt und Unterstützungsbedarf 
 
Platzverweise ermöglichen den Opfern die Weiternutzung der gemeinsamen  Wohnung. Opfer 
von Häuslicher Gewalt können aber auch in Frauenhäusern Zuflucht finden. Kindergruppen 
dienen der Entlastung der betroffenen Kinder. 
 
 
 
 
 

 III.   Sorgerechtsübertragung: 
  
                 Bei der Sorgerechtsübertragung gibt es 
                 folgende acht Fallgruppen: 

 
1. Einverständnis: 
Bei Zustimmung des anderen Sorgeberechtigten wird nach § 1671 I Nr. 1 BGB das 
Sorgerecht auf Antrag auf den anderen Elternteil übertragen (HK-FamR/Schmid, § 
1671 BGB Rn 7). 
 
2. Keine tragfähige soziale Beziehung: 
Das gemeinsame Sorgerecht ist aufzuheben, wenn es den Eltern fast gänzlich an der 
Kooperationsfähigkeit fehlt (HK-FamR/Schmid, § 1671 BGB Rn 8). 
 
3. Desinteresse: 
Bei Desinteresse eines Elternteils am Kind ist das Sorgerecht auf Antrag auf den 
anderen Elternteil übertragen (HK-FamR/Schmid, § 1671 BGB Rn 11). 
 
4. Kindesmisshandlung: 
Körperliche Angriffe in der Vergangenheit auf das Kind führen vor allem bei 
fortdauernder Angst des Kindes zur Sorgerechtsübertragung (HK-FamR/Schmid, § 
1671 BGB Rn 11). 
 
5. Sexualisierte Gewalt: 
Bei Gefahr der sexualisierten Gewalt am Kind durch den Sorgeberechtigten ist das 
Sorgerecht während eines laufenden Strafverfahrens zur Vermeidung von 
Einflussnahmen auf das Kind zunächst auf den anderen Elternteil zu übertragen (HK-
FamR/Schmid, § 1671 BGB Rn 11). 
 
6. Psychische Erkrankung: 
Bei mit aggressiven Impulsdurchbrüchen verbundenen Persönlichkeitsstörungen oder 
sonstigen psychische Krankheiten des Sorgeberechtigten (vorzutragen ist jeweils 
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konkret das schädliche Tun oder notwendige Unterlassen) ist das Sorgerecht auf den 
anderen Elternteil zu übertragen (HK-FamR/Schmid, § 1671 BGB Rn 11). 

 
7. Sucht: 
Bei Alkohol- oder Drogenabhängigkeit des Sorgeberechtigten (zur Erziehungsfähigkeit 
gehören neben Versorgung und Förderung auch Bindung und Wertevermittlung) ist das 
Sorgerecht auf den anderen Elternteil zu übertragen (HK-FamR/Schmid, § 1671 BGB 
Rn 11). 
 
8. Partnergewalt: 
Bei ausgeübter Partnergewalt (der Sonderleitfaden findet nur auf die beschleunigten 
Verfahren nach §§ 155, 155a IV FamFG Anwendung, in denen häusliche Gewalt, 
Gewalt gegen Kinder, sexualisierte Gewalt oder das Kindeswohl gefährdende 
Persönlichkeitsstörungen und Sucht Thema sind) ist das Sorgerecht des gewalttätigen 
Elternteils auf den anderen Elternteil zu übertragen (HK-FamR/Schmid, § 1671 BGB 
Rn 11). 
 
 
 
 
 
 

 

IV.   Umgangsrechtseinschränkung: 
  
                 Bei der längerfristigen Umgangseinschränkung wegen Kindeswohlgefährdung gibt es 
                 folgende acht Fallgruppen: 

 
1. Entführungsgefahr: 
Bei begründeter Angst des Obhutsinhabers vor einer drohenden oder erneuten 
Entführung des Kindes ist begleiteter Umgang anzuordnen (HK-FamR/Schmid, § 1684 
BGB Rn 18). 
 
2. Kindesmisshandlung: 
Körperliche Angriffe in der Vergangenheit auf das Kind führen vor allem bei 
fortdauernder Angst des Kindes zur Umgangseinschränkung (HK-FamR/Schmid, § 
1684 BGB Rn 19). 
 
3. Sexualisierte Gewalt: 
Bei Gefahr der sexualisierten Gewalt am Kind durch den Umgangsberechtigten oder 
beim Umgang Anwesender ist der Umgang während eines laufenden Strafverfahrens 
zur Vermeidung von Einflussnahmen auf das Kind zunächst auszuschließen.(HK-
FamR/Schmid, § 1684 BGB Rn 20). 
 
4. Widerstand des Kindes: 
Bei einer Umgangsverweigerung durch das Kind muss das Familiengericht prüfen, 
inwieweit der geäußerte Wille des Kindes tatsächlich mit dem Kindeswohl im Einklang 
steht, wobei der Wille eines älteren Kindes ab zwölf Jahren die Entscheidung fast allein 
nach sich zieht (HK-FamR/Schmid, § 1684 BGB Rn 21). 
 
5. Entfremdung: 
Zeigen die Kinder Entfremdungssymptome durch Solidarisierung mit dem die Trennung 
nicht verarbeitenden und das Kind programmierenden Elternteil, ist begleiteter Umgang 
anzuordnen, damit das Kind nicht länger kritiklos den betreuende Elternteil idealisiert 
und den anderen Elternteil begründungsunfähig aus seinem Leben streicht (HK-
FamR/Schmid, § 164 BGB Rn 22). 
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6. Psychische Erkrankung: 
Bei mit aggressiven Impulsdurchbrüchen verbundenen Persönlichkeitsstörungen oder 
sonstigen psychische Krankheiten des Umgangsberechtigten ist der Umgang  
einzuschränken (HK-FamR/Schmid, § 1684 BGB Rn 23). Vorzutragen ist jeweils 
konkret das vorhin beschriebene schädliche Tun oder notwendige Unterlassen des 
Umgangsberechtigten. 

 
 

7. Sucht: 
Bei Alkohol- oder Drogenabhängigkeit des Umgangsberechtigten ist der Umgang  
einzuschränken (HK-FamR/Schmid, § 1684 BGB Rn 23). Zur Erziehungsfähigkeit 
gehören neben Versorgung und Förderung auch Bindung und Wertevermittlung. 
 
 
8. Partnergewalt: 
Bei ausgeübter Partnergewalt ist der Umgang des Umgangsberechtigten 
einzuschränken (HK-FamR/Schmid, § 1684 BGB Rn 23). Der Sonderleitfaden findet 
nur auf die beschleunigten Verfahren nach §§ 155 (ohne Gefährdungsverfahren nach § 
1666 BGB), 155a IV FamFG Anwendung, in denen häusliche Gewalt (auch miterlebte 
oder mitgeteilte Gewalt oder Gewalt gegen die Hauptbezugsperson gefährdet das 
Kindeswohl), Gewalt gegen Kinder, sexualisierte Gewalt oder das Kindeswohl 
gefährdende Persönlichkeitsstörungen und Sucht Thema sind. 
 

V.   Umsetzung Istanbulkonvention: 

 
1.  Inhalt und Anwendbarkeit der Istanbulkonvention 
 
Am 01.02.2018 ist die Istanbulkonvention für Deutschland als unmittelbar geltendes Bundesrecht 
mit subjektiven Rechten in Kraft getreten. Der weit auszulegende Begriff der Gewalt wird als 
Menschenrechtsverletzung definiert. 
 
2.  Risikoanalyse 
 
Nach Art. 51 Istanbulkonvention treffen die Vertragsparteien die erforderlichen gesetzgeberischen 
und sonstigen Maßnahmen zur Sicherstellung, dass eine Analyse der Gefahr für Leib und Leben 
und der Schwere der Situation sowie der Gefahr wiederholter Gewalt von allen einschlägigen 
Behörden vorgenommen wird. Dazu dient die Entwicklung eines Opferfragebogens. 
 
3.  Risikomanagement 
 
Nach Art. 51 Istanbulkonvention treffen die Vertragsparteien die erforderlichen gesetzgeberischen 
und sonstigen Maßnahmen, um die Gefahr unter Kontrolle zu bringen und erforderlichenfalls für 
koordinierte Sicherheit und Unterstützung zu sorgen. Dazu dient die Installierung von 
Fallkonferenzen. 
 
4.  Auswirkungen auf Sorge- und Umgangsrecht 
 
Nach Art. 31 Istanbulkonvention treffen die Vertragsparteien die erforderlichen gesetzgeberischen 
oder sonstigen Maßnahmen zur Sicherstellung, dass gewalttätige Vorfälle bei Entscheidungen 
über das Sorge- und Umgangsrecht berücksichtigt werden und die Ausübung des Sorge- und 
Umgangsrechts nicht die Sicherheit von Opfer oder Kind gefährdet. Diese Auswirkungen werden 
beim sonderleitfaden erläutert. 
 
5.  Strafrechtliche Auswirkungen 



 9 

 
Art. 33, 34 Istanbulkonvention erfordern eine erweitere Auslegung des Gewaltschutzes unter 
Anwendung von §§ 823, 1004 BGB. Wegen Art. 36 Istanbulkonvention war eine Verschärfung 
von § 177 StGB veranlasst. Art. 46 Istanbulkonvention behandelnd die strafrechtlichen 
Strafschärfungsgründe nach § 46 StGB. Die konsequente Strafverfolgung verlangen Art. 49, 55 
Istanbulkonvention. 
 
6.  Schulungen 
 
Die Istanbulkonvention will Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt verhüten und bekämpfen, 
wozu auch zahlreiche Schutzmaßnamen für die Opfer gehören. Die Vermittlung der 
empathischen Haltung gegenüber den Gewaltopfern kann gemäß Art. 15 Istanbulkonvention nur 
über Schulungen der mit Gewalt befassten Berufsgruppen mit Betroffenheitsherstellung durch 
Filmmaterial erfolgen. 
 
 
 
 
 

 
 

VI. Sonderleitfaden: 
      1.  Antrag und früher Termin, Nr. 1 – 4 des Sonderleitfadens 
Der nach §§ 1632, 1671 BGB erforderliche (der Umgang kann auch von Amts wegen geregelt 
werden) Antrag soll nach Nr. 1 des Sonderleitfadens ebenso wie die Antragserwiderung eine 
Sachverhaltsschilderung, ein polizeiliches Aktenzeichen, die Gefährdungseinschätzung nach Art. 
31, 51 Istanbulkonvention, den Eskalationsgrad, den Trennungszeitpunkt, die Kontaktdaten, 
Belastungsmomente der Beteiligten und eventuelle Umgangsvereinbarungen und 
Umgangsdurchführungen beinhalten. Er wird gemäß Nr. 2 des Sonderleitfadens dem 
angegebenen Verfahrensbevollmächtigten oder dem anderen Elternteil zusammen mit der 
Terminsladung per Postzustellungsurkunde zugestellt, während die BSA alles per Fax erhält. 
Polizeiliche und familiengerichtliche Akten werden vom Familiengericht umgehend beigezogen 
nach Nr. 3 des Sonderleitfadens. Nach § 155 II2 FamFG findet der (grundsätzlich nach § 155 II4 
FamFG nicht verlegbare) frühe Termin nach Nr. 4 des SL binnen eines Monats nach Antrags-
eingang statt, wobei das Gericht getrennte Elternanhörung nach § 35 I2 FamFG anordnen kann. 
      2.  Kontaktaufnahme der BSA mit der Familie und Gefährdungseinschätzung,Nr.5–7S 
Die BSA nimmt nach Nr. 5 des Sonderleitfadens regelmäßig telefonisch Kontakt – auf Wunsch 
sind die Kontaktdaten auch noch nach Verfahrensabschluss vertraulich zu behandeln - mit der 
betroffenen Familie auf und führt nach Möglichkeit einen Hausbesuch mit Anhörung des Kindes 
durch. Die BSA trifft gemäß Nr. 6 des Sonderleitfadens Feststellungen zur Gefährdung und 
kontaktiert per eMail eine gewaltzentrierte, sozialpsychiatrische oder Suchtberatungsstelle, um im 
frühen Termin den Eltern ein zeitnahes Beratungsangebot unterbreiten zu können, und regt ggf.  
eine getrennte Anhörung der Eltern an. Nach Nr. 7 des SL soll BSA schriftlich Stellung nehmen. 
      3.  Früher der Aufklärung dienender Termin, Nr. 8 Sonderleitfaden 
Im frühen Termin werden nach § 162 FamFG die BSA, nach § 160 FamFG die Eltern und 
erforderlichenfalls nach § 159 FamFG das Kind nach Nr. 8 des Sonderleitfadens angehört. 
      4.  Interventionen im frühen Termin, Nr. 9 - 13 des Sonderleitfadens 
Nach Nr. 9 des Sonderleitfadens bemüht sich das Familiengericht unter Berücksichtigung der 
Gefährdungseinschätzung um Sachverhaltsaufklärung und kann nach § 156 II4 FamFG eine 
getrennte Beratung, nach § 156 III FamFG einen begleiteten Umgang oder einen 
Umgangsausschluss im Wege der einstweiligen Anordnung, nach § 158 FamFG die Einsetzung 
eines Verfahrensbeistands, nach § 163 FamFG ein Sachverständigengutachten oder nach § 
1684 III BGB die Installierung eines Umgangspflegers beschließen oder die Eltern mit deren 
Einverständnis in Therapie überweisen. Der vorläufige Umgangsausschluss kann ebenso wie 
eine vorläufige Sorgerechtsübertragung bei kindeswohlgefährdender Sucht-oder akuter 
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psychischer Erkrankung oder Gefährlichkeit des Täters (erhebliche oder häufige Gewalt, 
Waffenbesitz, aus Opfersicht konkretisierte Bedrohung, Sucht oder psychische Erkrankung des 
Täters, physischer Verstoß gegen Gewaltschutzbeschluss) aus Gründen des Opferschutzes 
erforderlich sein. Dabei ist ein vorläufiger begleiteter Umgang statt des vorläufigen 
Umgangsausschlusses wie in Fällen häuslicher Gewalt nur vorzugswürdig, wenn bei begleitetem 
Umgang Sicherheit für Opfer und Kind gewährleistet ist, keine Gefahr für Retraumatisierung von 
Kind oder Opfer droht, Verantwortung für das Täterverhalten übernommen wird, kein beachtlicher 
Kindeswille entgegensteht und positive Beziehungserfahrungen mit dem Umgangsberechtigten 
vorhanden sind. Die Eltern sollen die Berater und Umgangsbegleiter gemäß Nr. 10 des 
Sonderleitfadens von der Schweigepflicht entbinden. Nach Nr. 11 des Sonderleitfadens findet 
nach Mitteilung des Scheiterns der Beratung ein weiterer Gerichtstermin statt. Bei weiter 
bestehender kindeswohlgefährdender Sucht- oder akuter psychischer Erkrankung oder 
Gefährlichkeit des Täters kann in der Hauptsache auch von Amts wegen ein Umgangsausschluss 
auf die Dauer von mehr als einem halben Jahr und eine Sorgerechtsübertragung auf den 
anderen Elternteil erforderlich sein. Der begleitete Umgang ist nur in den unter Nr. 9 S. 5 
genannten Fällen dem Umgangsausschluss vorzugswürdig. nur in den Fällen Spätestens im 
zweiten Gerichtstermin wird dann gemäß Nr. 12 des Sonderleitfadens das Kind angehört, für das 
spezifische Unterstützungen angeboten werden. In Nr. 13 des Sonderleitfadens wird auf die 
Zielvereinbarung hingewiesen. 

 

 


